
der Gemeinde

S atz u n--iJ

über die Erhebung von

Beiträgen für den Ausbau von Erschließunqsanlagen (Ausbaubeiträge)

vom

/1

Der Gemeinderat hat' auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz vom 14. Dezember 1973 (GVDl. S. 419, BS 2020-1),
zu] ctzt geändert durcl1 Landesgesetz 'vom 2.1. D~,~ h) b ~r A ~ 1-~

(GVBl~ s.ffO) sowie des § 1 Abs. 4 und der §§ 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetzes für Rheinland-Pfalz in der Fassung vom
2. September 1977 (GVBl. S. 306, BS 610-10), zuletzt geändert
durch Landesgesetz vom .:tO. Ol<rob~r A~1g (GVBl. s. ~~?:I ) die
folgende Satzung be~chlossen, die - nach Genehmigung durch die
Kreisverwaltung Alzey - Wonns vom .2/l.0lf.AqgO
hiermit bekanntgemacht wird:

§ 1

Erhebung des Ausbaubeitrages

(1) Zur Decku~g ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für
den Ausbau der in § 127 Abs. 2 des Dundesbaugesetzes (BBauG) be­
zeicl1neten Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde von den Grund­
stUckseigentUm~rn und Erbbauberechtigten, denen diese Einrichtungen
besondere Vorteile bringen, Ausbaubeiträge nach den folgenden Vor­
schriften.

(2) Zum Ausbau im Sinne dieser Satzung gehören alle Maßnahmen,
die der Erneuerung, der Erweiterung und der Verbesserung von Er­
schließungsanlagen dienen (Ausbaumaßnahmen) . Es sind zu verstehen
unter

1. "Erneuerung"

die Wiederherstel],ung einer vorhandenen, ganz oder teilweise
unbrauchbaren, abgenutzten oder seIladhaften Anlage in einen dem
regelrnäßiC)en Verkehrsbedlirfnis genügenden Zustand,

2. "ErweitenJn<]"

jede fläcl1Cllllläßige Vergrößerung einer bereits fertiggestellten
Anlage oder deren Ergänzung durcl1 wei tere Teile,

3. "Verbesserung"

aJle Maßnahmen z;ur I1ebung der Beschaffenheit und Leistungs­
fähigkeit einer Anl~ge.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten aucll für die Ilerstellung
von Grschlicßullgsc1l1lagcn, sO\vcit diese nicht beitragsfähig nach
den §§ 127 f[ UDauG sind.
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(4) Zum 1\ llsbo u ge hei r t nicht cl i l' Un te rho H, ung e i'ne r Ers ('h 1 ie Rungs­
anlage. 7.ur Unterhal L:.ung 7.~il1lel\ diejcmi<;:len iviaßnahmen, elie nur der
Erhaltung des ordnungsgem~ßen verkehrssicheren Zustandes dienen.

(5) Sobald die Gemeinde entschieden hat, eine l\usbaumaßnahme im
Sinne dieser Satzung, die die Erhebung von Beiträgen zur Folge hat,
durchzuftihren, teilt die Gemeindeverwaltung dies unverzti~lich den
Personen, die als Deitragsschuldner voraussichtlich in Betracht
kommen, schriftlich mit und weist darauf hin, daß sie mit der
Zahlung von Beiträgen zu rechnen haben. Zugleich teilt sie mit,
wann und wo in diese Satzung und in die PloJlunterlagen, die den
Ausschreibungen zugrunde gelegt werden solJ.en, Einblick genommen
werden kann. Die Bestiwmungen dieses Absatzes haben keine rechts­
begrtindende Wirkung.

§ 2

Art und UmfanG des ~eitragsfähiqen Aufwandes

(1) ~eitragsfähig ist der Aufwand

1. Ftir die zum Anbau bestimmten öffentlichen straßen, Wege und "­
Plätze in

bis zu einer Straßenbreite
(Fahrbahnen, einschl. der
Standspuren, Radwege, Gehwege,
Schutz- u. Randstreifen) von

a)

b)

Wochenendhausgebieten, Campingplatzgebieten

Kleinsiedlungsgebieten
bei einseitiger Bebaubarkeit

c) Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen
Wohn<;:lebieten, besonderen Wohngebieten, Misch­
gebieten, Ferienhausgebieten

aal mit einer Geschoßflbchenzahl bis 0,8
bei einseitiger Bebaubarkeit

bb) mit einer Geschoßflächenzahl
tiber 0,8 bis 1,0
bei einseitiger Bebaubarkeit

ce) mit einer Geschcßflächenzahl
über 1,0 bis 1,6

dd) mjt einer Gesehoßflbehenzahl
tiber 1,6

d) Kerngebieten, Gewerbegebieten und sonstigen
Sondergebieten im Sinne des § 11 der Bau­
nutzungsverordnung

aal mit einer Geschoßfläehenzahl
bis 1, 0

b b ) II Ji t CL nc r Ge s eh 0 ß f 1ä ehe n z a h 1
über 1,0 bis 1,6

ce) mj,t einer Geschoßflächenzahl
über 1,6 bis 2,0

dd) mit einer Geschoßflächenzahl
über 2,0
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7,0 m

10,0 m
8,5 m

14,0 m
10,5 m

18,0 m
12,5 m

20,0 m

23,0 m

20,0 m

23,0 m

25,0 m

27,0 m
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e) Inc1ustriegebiE~ten

aal mit einer Baumassenzahl
bis 3,0

bb) mit einer Baumassenzahl
liber 3,0 bis 6,0

ce) mit einer Baurnassenzabl
über 6,0

23,0 In

25,0 m

27,0 m

27,0 In

Erschließt die Erschließungsanlage Gebiete mit unterschied­
licher .Ausnutzung, so qilt die größere PJ.-eit~e; für die Ge-·
schoßfl~chenzahl gelten die Regelungen des § 7 Absatz 3 ent­
sprecbend.

2. Für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen
(§ 127 Abs. 2 Nh. 2 BBauG)

3. Für Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1
und 2 sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 5 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 2 ge­
nannten Verkehrsanlngen sind, aber nach stMdtebaulichen
Grunds~tzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung
notwendig sind. bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet
sich nach § 7 Abs. 3 ergebenden Geschoßflächen.

4. FUr Grünanlagen,

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1
und 2 sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 4,0 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 2 genannten
Verkehrsanlagen sind , aber nach städtebaulichen Grund­
s~tzen innerhalb der Raugebiete zu deren Erschließung
notwendig sind, bis zu 15 v.II. der im Abrechnungsgebiet
sich nach § 7 Abs. 2 ergebenden GrundstUck6fl~chen.

5. FUr Kinderspielpltltz8,

innerhalb der Baugebiete bis zu 10 v.H. der im Abrechnungsge­
biet sich nach § 7 Absatz 3 ergebenden Geschoßfltich~n.

(2) Zu dem Aufwand fUr den Ausbau nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 gehören
insbesondere die Ausgaben fUr:

1. den Erwerb der Flächen,

2. die Freilegung der FlMchen l

3. die Herstellung des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaues,
der Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder
Vertiefungen,

4 . dia Rinnen und die Randsteine ,

c; die R8dwe~le ,-.I •

6 . die Gehwege,

7 . die Beleuchtungseinrichtungen,

8. die Entw~sserungseinrichtunQen,

9. den J>.nschl uß an andere l\nl {-)cJen,
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10. die Ilerstellung von Ddsch~n02n. Schutz- und StUtzmauern und

11. die Ubern all me von i\nL'.gen dUJ:,ch die Gemei.nde.

(3) De rAubland fü r den Au s Ca 1..1 urnL:\f~t 'c, uch den ~'lert der von de r
Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen j.m Zeitpunk·t
der ?ereitstellung.

(4) Für Plätze. I'lege. Par},:flücl1en, GrUnanlagen und KJ.nderspiel­
plätze gelten die Absätze 2 und 3 sinngemtiß.

(5) Der Aufwand fUr den Ausbau umfaßt auch die Kosten, die fUr
Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes­
oder Kreisstraße entstellen. die tiber die 8reite der anschließenden
freien Strecken dieser Straßen hinausgehen.

(6) Endet eine ausgebaute Erschließungsanlage mit einem Wende­
hammer J so vergrbßern sich die in Absatz 1 angegebenen Höchstmaße
für den Bereich des Hendeharnrflol"s auf das Eineinhalbfache , min­
destens aber um 8 m.

§ 3

(1) Der beitragsfähige Aufwand (§ 2) wirdnBch den tatsächlichen
Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand \·ii.rd für die e:tnzelne ausgebaute
Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von
Satz 1 entweder den beitragsfihigen Aufwand fUr bestimmte Ab­
schnitte einer ausgebauten Erschließungsanlage ermitteln oder
diesen für mehrere Anlagen. die fUr die Erschließung der Grundstücke
eine Einheit bilden, insgesamt ermitteln.

§ .q

Der Deitragspflicht unterliegen Eigentümer und Erbbauberechtigte
derjenigen GrunstUckc, die von der Erschließungsanlaoe einen be­
sonderen Vorteil haben. Ein besonderer Vorteil set~t~vo~au8, daß

1. ein GrundstUck durch die Erschließungsanlago erschlossen ist
und

2. a) entweder fUr das Grunc1sUick eine bauliche, gewerbliche
oder ~;onstiqe Nutzung festgesetzl: und eine entsprechende
Nutzung zul~ssig ist

b) oder cla~3 Grunc1~;tiick '" :::o'r:eit eine baulicbe. gc,;,rerbliche
oder ~;onsti.gc llut7.UnCi nicht fcstC]csetzt i.st - nach der
VerkehrsiJ.uff,}ssunc;! nauland ist lJnd nelch der geordneten
baulichen Ent\·;icklung der Gemeinde zur Bebauung ansteht
odcr 9cwe rbU. eh oder Jn sonEi t l~Je r 1,'10 J se 9cn u l: z t: we rden
darf.

(1) Die Gemeinc1c bestimr'lt bc~.i jeder einzelnen AusbiJ.umaßnallrr.e
(§ 3 Abs. 2) J welcher Vomhundertsatz des beitrags fähigen Aufwandes

~.
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als Beitrug erhoben wird. Dubei hat sie die VOLteile, dJe der All­
gemeinheit aus der Ausbaumaßnahme erwachsen, zu berUcksichtigen,
den Aufwand hierfUr trtigt sie selbst (Gemeindeanteil) . Der beitrags­
f~hige Aufwand wird nur zu dem Vomhundertsatz als Beitrag erhoben,
zu dem die Ausbaumaßnahme geeignet ist, den in § 4 bezeichneten
GrundstUcke besondere Vorteile zu gewähren.

(2) Erh~lt die Gemeinde fUr eine Ausbaumaßnahme Zuweisungen aus
bffentlichen Kassen, die den Gemeindeanteil nach Absatz 1 Uber­
schreiten, so erhbht sich dieser um den Betrag der Uberschreitung,

§ 6

(1) Der nach § 2 ermittelte Aufwand wird nach Abzug des Gemeinde­
anteils (§ 5) auf die GrundatUcke im Abrechnungsgebiet (§ 7 Aba.l)
nach den GrundstUcKsflächen verteilt.

(2) FUr die Ermittlung der GrundstUcksflächen gilt § 7 Absatz 2.
Bei GrundstUcken in l<erngebieten, Gewerbe- und Industriegebieten
wird die nach Satz 1 ermittelte GrundstUcksfläche mit 140 v.H.
angesetzt: das gleiche gilt fUr Uberwiegend gewerblich, industriell
oder in ähnlicher Weise genutzte GrundstUcke in sonstigen Bauge­
bieten.

"(3) GrundstUcke an zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen
(EckgrundstUcke) sind fUr beide Erschließungsanlagen beitrags- "
pflichtig, wenn sie durch beide Anlagen erschlossen werden und die
Voraussetzungen des § 4 vorliegen. Der Berechnung des Ausbau­
beitrages werden die sich nach Absatz 1 odor Absatz 2 ergebenden
Berechnungsdaten jeweils nur mit der H~lfte zugrunde gelegt,
wenn beide Erschließungsanlagen voll in der Baulast der Gemeinde
stehen und

1. nach Inkrafttreten dieser Satzung ausgebaut werden oder

2. fUr eine der Ausbaumaßnahmen bereits vor Inkrafttreten dieser
satzung

a) Ausbaubeitr~ge entrichtet worden sind oder

b) eine Ausbaubeltragspflicht entstanden ist und noch
geltend gemacht werden kann.

FUr GrundstUcJee, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende Er­
scfl1ießungsanlagen ei-schlossen werden, gilt Satz 1 und 2 ent­
sprechend.

(4) FUr GrundstUcke, die zwischen zwei Erschließungsanlagen liegen,
gilt Absatz 3 entsprechend, wenn der grbßte Abst~nd zwischen den
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Erschließungsanlagen nicht mehr als 50 m beträgt. Beträgt der
grbßte Abstand zwischen zwei Erschließungsanlagen 50 bis 100 m,
so wird die Tiefenbegrenzung von 50 m von beiden Erschließungs­
anlagen aus gemessen; soweit die innerhalb dieser Tiefenbe­
grenzung liegenden GrundstUcksflächen sich überschneiden, gilt
Absatz 3. .

§ 7

Äb re c h TI unq s 9.SLQ;U? t I _.G t:.illlQ § tU gJLf..JJkhe P_\!.DUze E:J <;J) Q ßj~·.15j c11J3.1l

(1) Die von einer ausgebauten Erschließungsanlage erschlossenen
GrundstUcke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt
einer ausgebauten Erschließungsanlage gebildet oder werden mehrere
Anlagen in der Abrechnung zlJsammengefaßt, so bilden die von dem
Abschnitt oder den zusammengefaßten Erschließungaanlagen er­
schlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Bei der Ermittlung der GrundstUcksfltichen bleiben die Grund­
stUcke und GrundstUcksteile außer Ansatz, dia aUßerhalb des Bau­
landes liegen. Als Bauland gilt, wenn ein Beba0ungsplan nicht be­
steht oder der Bebauungsplan eine andere als die bauliche oder
gewerbliche Nutzung vorsieht:

1. bei GrundstUcken, die an die Erschließungsanlage angrenzen,
die Fläche von der Erachließungsanlage bis zu oiner Tiefe
von h~chstenB 50 m, .

2. bei Grundstücken, die ohne an die Erschließungsanlage zu
grenzen, mit der Erschließungsanlage durch ainen W~g oder in
anderer rechtlich gesicherter Form verbunden sind, die Fläche
von der zu der Erschließungsanlage liegenden GrundstUcks­
seite bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m.

Flächen, die Uber die tiefenmäßige Begrenzung hinaus baulich oder
gewerbl j ch genut z t werden I sind i nSO\'/e i t dem nach NUITunBr 1 oder 2
ermittelten Bauland hinzuzurechnen.

(3) Die Geschoßfl~che des einzelnen GrundstUcks ergibt sich
durch Vervielfachung der GrundstUcksflUche mit der Geschoßflächen­
zahl. für die Geschoßflächenzahl sind die Regelungen des Be­
bauungsplanes maßgebend. Das gilt auch im Falle der Planreife im
Sinne des § 33 B8auG. Im Falle des § 34 BBauG ist die zultissige
Geschoßfl~che unter Berücksichtigung der in näherer Umgebung vor­
l1andenen Geschoßfl~chen zu ermitteln. In Industriegebieten ergibt
sich die Geschoßflächenzahl aus der Daumassenzahl, geteilt
durch 3,5.

Ist im Zeitpunkt der Entstehung der BeitrBgspflicht fUr das
einzelne Grundstück eine größere Gcschoßfläche zugelassen, 60 ist
diese zugrunde zu legen. Bei GrundstUcken, fUr die an Stelle der
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Bebauung eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder bei denen
die zul~ssige Bebauung im Verh~ltnis zu dieser Nutzung unterge­
ordnete ßedeutung hat, wird als Geschoßfläche die halbe GrundstUcks­
fläche angesetzt.

§ 8

Der Ausbaubeitrag kann fUr

1. den Grunderwerb,

2 • die Freilegung,

3 • die Fahrbahn,

4. die Radwege,

S. die Gehwege,

6. die Parkflächen,

7. die Grünanlagen,

8. die Beleuchtungsanlagen.

9. die Entwässerungsanlagen

gesondert und unabhängig von der vorstehenden Reihenfolge erhoben
werden. sobald die jeweilige Maßnahme, deren Aufwand gedeckt werden
soll, abgeschlossen ist. Diesen Zeitpunkt stellt die Gemeinde fest.

§ 9

g:nts1&JDmg oeL Bei traqspfli9't

Die Beitragspflicht entsteht mit Ablauf des Tages. an welchem die
Ausbaumaßnahme endgültig abgeschlossen ist, bei Ko~rtenspaltung

mit deren Feststellung nach § 8 Satz 2.

§ 10

Beit~agspflicp~jqe~

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Zustellbng des
Deitragsbescheides (§ 11) Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist auch der Erbbau­
berechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften
als Gesamtschuldner.

(2) Der Ausbaubeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grund­
stUck, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht.

§ 11

Beltraqsbescheig

(1) Der Deitrag, der auf den einzelnen Deitragsschuldner entfällt,
wird durch schriftlic11en Bescheid festgesetzt.
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(2) Der Deitragsbescheid enth~lL

1. den Namen des Beitragsschuldners,

2. die Bezeichnung des GrundstUckes,

3. den zu zahlenden Betrag unter Mitteilung des beitragsfähigen
Aufwandes (§ 2) I des Gemeindeanteils (§ 5) und der Berochnunga­
grundlagen (§§ 6 und 7),

4. die Festsetzung des Zahlungstermines,

5. die Eröffnung, daß der Beitrag als öffentliche LaBt auf dem
Grundstück ruht und

6. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Der Beitragsbescheid soll ferner den Beitragsschuldner darauf
hinweisen. daß er bei der Gemeindeverwaltung stundung, Raten­
zahlung oder Verrentung beantragen kann. Ein solcher Antrag soll
die GrUnde anfUhren, aus denen die Zahlung des Beitrages zum fest­
gesetzten Zahlungstermin fUr den Beitragsschuldner eine unbillige
f.lärte' wäre.

t;: 'I .',
~} J,. ~

(1) Vom Beginn einer Ausbaumaßnahme an können fUr die in § 4 be­
zeichneten Grundstücke Vorausleistungen bis zur iJöhe des voraus­
sichtlichen Beitrages erhoben werden. Vorausleistungen können
auch für die in § 8 aufgofUhrten Teilmaßnahmen erhoben werden.

(2) FUr den Bescheid über die Vorausleiatungen gelten die 5S 10.
11 und 13 sinngemäß.

~) 13

~1) Der Ausbaubeitrag wird drei Monate nach zustellung des Beitrags­
bescheides fällig.

(2) Wird Verrentung bewilligt, 50 1st der Ausbaubeitrag'durch
schriftlichen Bescheid in eine Schuld umzuwandeln l die in
höchstens zehn Jahresleistungen zu entrichten ist. In dem Bescheid
sind flöhe und ZeitpunJ':t:, der Fäll1g};eit der ,Jahresloistungen zu
bestimmen. Dcr jewoiliCJ8 Hestbetrag ist:. jährlich mit höchstens
2 v. H. 'Über dem D:l skon ts atz. der Deu ts ehen Bundesbank zu verz insen.
Die Jahresleistungen stehen wiederkehrenden Leistungen im Sinne
des § 10 Abs. 1 Nr. 3 dos Zwangsversteigetungsgeaetzcs gleich.

§ 14

Soweit diese Satzung keino besonderen Regelungen trifft. gilt im
Ubrigen das KornJl1undlnbC:Fl.br;}Dqesetz s.i.nngemtiß.

§ 15

Die Satzung tritt am~.s'2 ~1'kl) der' [;Qr-0f[~I,di?;Lll'H1g 1n Kraft.
Gleichze~tig tritt die Satz1.mg Hber die Erhebung von Ausbaubeiträgen
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vom 22 L/-. A CI·:j. fo außer Kraft.
Soweit eine Beitragspflicht auf Grund frUherer Satzungen entstanden
ist, gelten diese weiter.

den ! j~ Ar f(l....... ., ..... ".,'

Bf1 ~'·~.art (It9 fJrr,a(~r"~ t in1 t·J ~t ~.'. :"': r~C·;1t !3r~ ~::~i.si tt
der Verbandsgerm:dncie \N;:';TE~c:~d~3g~

Nr J.2J. vom J(.3.J1o....c. .
-..., VI ö rstadt, den

'" , trag


